
   
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

VORSTAND 

 

VORSITZENDER 

Dipl.-Psych. Mag. rer. nat.  

Mathias Heinicke,  

Psychologischer Psychotherapeut 

 

STELLV. VORSITZENDE 

Dipl.-Psych. Ulrike Böker 

Psychologische Psychotherapeutin 

 

STELLV. VORSITZENDER 

Dr. phil. Bernd Aschenbrenner 

Kinder- und Jugendlichenpsycho-

therapeut 

 

Dr. med. Bettina van Ackern 

Dipl.-Psych. Rainer Cebulla 

Martin van Ackern 

 

 

Vorstandsbeauftragte 

Ariadne Sartorius 

 

KONTAKT 
 

bvvp Bundesgeschäftsstelle 

Württembergische Straße 31 

10707 Berlin 
 

Telefon 030 88725954 

Telefax 030 88725953  

bvvp@bvvp.de 

www.bvvp.de 

 

BANKVERBINDUNG 
 

Berliner Volksbank eG 

IBAN: 

DE69100900002525400002 

BIC: BEVODEBB 

 

Gläubiger-ID 

DE77ZZZ00000671763 

 

 
 
 
 
Pressemitteilung 

 

Zur Resolution der bvvp-Herbstdelegiertenversammlung: Psycho-
therapeutischer Raum und freier Zugang zur Versorgung müssen 
im GeDIG wirksam geschützt bleiben 
 
Eisenach, 25. September 2026. Die Delegiertenversammlung des Bun-
desverbands der Vertragspsychotherapeuten (bvvp) forderten auf ihrer 
am 25.–26.09.2026 in Eisenach stattfindenden Herbstdelegiertenver-
sammlung die Bundesregierung, den Bundestag und den Bundesrat auf, 
das „Gesetz für Daten und digitale Innovation im Gesundheitswesen“ 
(GeDIG) so auszugestalten, dass psychotherapeutische Vertraulichkeit, 
Schweigepflicht, informationelle Selbstbestimmung, Therapiefreiheit 
und der freie Zugang zur psychotherapeutischen Versorgung nicht ge-
schwächt werden. 
 
Erforderlich sei, so die Delegierten, dass Psychotherapeut*innen beim 
Schutz vertraulicher Kommunikation denjenigen Berufsgeheimnisträ-
ger*innen gleichgestellt würden, deren Kommunikation bereits dem 
höchsten Schutz unterliege. Eine Abstufung, wonach die psychotherapeu-
tischen Gespräche geringer geschützt werden als anwaltliche, seelsorgeri-
sche oder parlamentarische Kommunikation, sei fachlich absolut nicht 
vertretbar und politisch nicht hinnehmbar. 
 
Sie machten in ihrer Resolution klar, Digitalisierung im Gesundheitswesen 
könne Versorgung verbessern. Sie dürfe aber nicht dazu führen, dass be-
sonders sensible psychotherapeutische Daten für Steuerungs-, Auswer-
tungs- oder wirtschaftliche Zwecke verfügbar gemacht würden. Psycho-
therapeutische Behandlung lebe davon, dass Patient*innen über Trau-
mata, Suizidalität, Gewalterfahrungen, familiäre Konflikte, Sexualität, 
Scham, Schuld, politische oder religiöse Überzeugungen und intime Le-
bensbereiche sprechen könnten ohne Angst vor einer späterer Verwen-
dung der Äußerungen haben zu müssen. 
 
Die Delegiertenversammlung forderte daher: 
 

• Psychotherapeutische Behandlungs-, Verlaufs- und Befunddaten, 
Gesprächsinhalte, biografische Angaben und Dokumentationen 
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müssen besonders geschützt bleiben. 
 

• Eine Nutzung dieser Daten darf nur auf Grundlage einer ausdrücklichen, informierten, 
zweckgebundenen, granularen und jederzeit widerrufbaren Einwilligung erfolgen. 
 

• Pauschale Einwilligungen sind unzulässig: bloße Opt-out-Modelle oder die Wertung ei-
ner Nutzung digitaler Infrastruktur als faktische Zustimmung reichen im Umgang mit 
psychotherapeutischen Daten nicht aus. 
 

• Krankenkassen dürfen psychotherapeutische Daten nicht für Risikoprofile, Präventi-
onsansprache, Bonusprogramme, Wahltarife, Selektivvertragslenkung, Terminsteue-
rung, Zugangssteuerung oder wirtschaftliche Versichertenklassifikation nutzen. 

 

• Eine klare Trennung der wirtschaftlichen Steuerungsinteressen der Krankenkassen von 
der medizinischen Diagnose- und Indikationsstellung in den Praxen muss sichergestellt 
bleiben. 

 

• Reallabore und digitale Innovationsvorhaben dürfen nicht zum Experimentierfeld für 
die Auswertung besonders sensibler psychotherapeutischer Daten werden. 

 

• Digitale Ersteinschätzungen dürfen keine Zugangsvoraussetzung zur Psychotherapie 
und keine verbindliche Grundlage für Priorisierung, Terminvergabe oder Leistungssteu-
erung werden. 

 

• Der unmittelbare Zugang zur Psychotherapeutischen Sprechstunde muss erhalten blei-
ben. Sie ist ein inzwischen über viele Jahre bewährtes patientennahes fachliches Steu-
erungsinstrument. Die Indikationshoheit muss in den Praxen bleiben. 

 

• Betroffene wie auch Berufsvertretungen aus dem Bereich der psychotherapeutischen 
Versorgung müssen verbindlich bei allen Regelungen zur Nutzung psychotherapeuti-
scher Daten beteiligt werden. 

 
Die Delegierten stellen in ihrer Resolution klar: „Psychotherapie braucht Vertrauen! Pati-
ent*innen müssen sicher sein können, dass das, was sie ihren Therapeut*innen in der Be-
handlung anvertrauen, nicht später gegen sie verwendet, oder für andere Zwecke genutzt 
wird.  Diese Vertraulichkeit ist eine absolute Voraussetzung für jedwede psychotherapeuti-
sche Arbeit. Wer die Vertraulichkeit schwächt, schadet der psychotherapeutischen Versor-
gung.“ 
 
Die Pressemitteilung und die Resolution im Wortlaut finden Sie auch auf unserer Internet-
seite: https://bvvp.de/positionspapiere/  
 
Der Bundesverband der Vertragspsychotherapeuten, bvvp, ist der Verband, der sich berufs-
gruppen- und verfahrensübergreifend für die Interessen aller Vertragspsychotherapeut*innen 
einsetzt. In ihm haben sich etwa 6.000 Ärztliche Psychotherapeut*innen, Psychologische Psy-
chotherapeut*innen sowie Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut*innen aller anerkann-
ten Richtlinienverfahren zusammengeschlossen. 
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Für den bvvp 
Dipl.-Psych. Mag.rer.nat. Mathias Heinicke 
Vorsitzender des bvvp-Bundesverbands, 
Dipl.-Psych. Ulrike Böker 
Stellvertretende Vorsitzende des bvvp-Bundesverbands, 
Dr. phil. Bernd Aschenbrenner 
Stellvertretender Vorsitzender des bvvp-Bundesverbands 
 
Anfragen und Interviewwünsche bitte an:  
bvvp Bundespressestelle  
Anja Manz - Pressesprecherin  
Württembergische Straße 31 
10707 Berlin  
Tel. + *49 30 88 72 59 54 / Mobil + *49 177 6575445 
E-Mail: presse@bvvp.de 
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